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Hinweis 

Die i n den Fußnoten i n Kurzbezeichnung angegebenen Werke sind m i t 
ausführlichen bibliographischen Nachweisen i n dem — nach Autorennamen 
alphabetisch geordneten — Literaturverzeichnis aufgeführt.  Berichte und 
Kommentare aus der Tagespresse sind i n einem daran anschließenden al-
phabetischen Verfasserverzeichnis  gesondert genannt. Folgende Abkürzun-
gen stehen für Tageszeitungen: DE (Darmstädter Echo), F A Z (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung), FR (Frankfurter  Rundschau), SZ (Süddeutsche Zeitung). 
I m übrigen wurden die allgemein gebräuchlichen Abkürzungen verwandt. 
Wo Parteisatzungen zit iert wurden, handelt es sich, soweit nicht eine frühere 
oder regionale Fassung ausdrücklich genannt ist, u m das Organisationsstatut 
der SPD (Bund), beschlossen am 18.12.1971, das Statut der CDU (Bund), 
vom 27.4.1960, zuletzt geändert am 12. 6.1973 sowie die Satzung der FDP 
(Bund), i n der Fassung vom 30.1.1968, zuletzt geändert am 24.10.1972. 





Problem Stellung 

Das Grundgesetz bestimmt in Ar t . 21 I 3 für die politischen Parteien: 
„Ihre innere Ordnung muß demokratischen Grundsätzen entsprechen." 
Damit blieb dem Gesetzgeber die Konkretisierung dieses zentralen 
Bereichs des Parteienrechts vorbehalten1. Das Gesetz über die pol i t i -
schen Parteien vom 24. 7.1967 (PartG)2 enthält überwiegend Regelun-
gen dieser vielschichtigen Problematik3. Trotzdem scheint die inner-
parteiliche Demokratie in der Verfassungsdogmatik noch weitgehend 
„terra incognita" zu sein. Wo sich die verfassungsrechtliche  Literatur 
mi t ihren Problemen befaßt, scheint sie teilweise geeignet, „einer poli-
tischen Praxis Vorschub zu leisten, die den modernen demokratischen 
Anforderungen  nicht gerecht wi rd" 4 . Das PartG stellt daher lediglich 
eine „Etappe" im Prozeß der Parteireformdiskussion 5 dar. 

Bei der Untersuchung, inwiefern das Verfassungsgebot  innerpartei-
licher  Demokratie 6 eingelöst wurde, sind Ausgangspunkte Verfassung 
und Wirklichkeit. Ihre korrelative Zuordnung7 im Sinne einer Praxis-

1 s. Ar t . 21 I I I GG: „Das Nähere regeln Bundesgesetze." 
2 BGBl. I S. 773; geänd. durch das 1. StRG vom 25. 6.1969, BGBl. I S. 645, 

Ar t . 15 und durch G vom 22. 7.1969, BGBl. I S. 925. — Nach einer Vielzahl 
parlamentarischer In i t ia t iven (s. dazu R. Groß,  DÖV 1968, S. 80 ff.)  wurde das 
PartG relat iv spät erlassen. Voraus ging der Bericht einer vom Bundes-
innenminister eingesetzten Sachverständigenkommission: Rechtliche Ord-
nung des Parteiwesens, 1957, 2. Auf l . 1958. Er diente dem Regierungsentwurf 
von 1959 als Grundlage (vgl. Bericht des Innenausschusses vom 27. 6.1967, zu 
BT-Drucks. V/1918, S. 1). I n vielen Punkten wurde durch das PartG die Ver-
fassungsrechtsprechung aus der Zeit des gesetzlichen Vakuums i m Parteien-
recht festgeschrieben, was H. Weber,  JuS 1968, S. 147, zu der Bemerkung ver-
anlaßte: „So trägt das Gesetz eher den Charakter einer — gesetzestechnisch 
nicht immer geglückten — Kodi f ikat ion des Bestehenden m i t behutsamen 
Einzelreformen." 

3 Unmit te lbar angesprochen i m 2. Abschnitt „ innere Ordnung" (§§ 6-16) , 
von nicht zu unterschätzender Wi rkung auf die demokratische Binnenstruk-
tu r der Parteien sind auch die Regelungen der Aufstel lung von Wahlbewer-
bern (deren Schwerpunkt allerdings i m BWahlG und den WahlGen. der 
Länder liegt), der Erstattung von Wahlkampfkosten sowie der öffentlichen 
Rechenschaftslegung (3. - 5. Abschnitt). 

4 G. Dux,  DVB1. 1966, S. 553. 
6 W. Steffani,  Einführung, S. 15. 
6 G. Leibholz  hat die „Demokratisierung der Parteien" als das zentrale 

Anliegen des massendemokratischen Staates bezeichnet, DVB1. 1951, S. 1 
(4 ff.). 

7 Dazu K . Hesse, Normative Kra f t ;  ders.,  W D S t R L 17 (1959), S. 12 ff.,  spe-
ziel l zu Ar t . 21 GG. 



14 Problemstellung 

Orientierung der juristischen Wertentscheidung soll einer Verfassungs-
interpretation dienen, die unter den Bedingungen der Realität der 
Norm optimale Geltung verschafft.  Der Bezugsrahmen der innerpar-
teilichen Demokratie ist das Parteien(staats)verständnis nach dem GG. 
Denn „die politischen Parteien sind das Herzstück des modernen demo-
kratischen Staates, die Organe demokratischer Willensbildung; nur 
durch sie kann auf freiheitlich-demokratische  Weise Handlungsfähig-
keit für das Ganze gewonnen werden"8. 

Die so erweiterte Problemdimension führt  zu der Frage nach dem 
Verhältnis von „Staat" und „Gesellschaft", das die Parteien prägt und 
das von den Parteien geprägt wird. Vordemokratische liberale Vorstel-
lungen eines Dualismus von Staat und Gesellschaft9 beeinflussen in 
ihren Auswirkungen mittelbar noch immer das Parteienstaatsverständ-
nis, wenn z.B. einer Trennung von gesellschaftlicher und staatlicher 
Willensbildung oder einer Gegenüberstellung von Parteien und organi-
sierter Staatlichkeit das Wort geredet wi rd 1 0 . War im Obrigkeitsstaat 
der Staat nur von einer  gesellschaftlichen Gruppe „besetzt", so gründen 
sich in der vom GG verfaßten demokratischen Ordnung Gesellschaft 
und Staat auf denselben Personenverband11. Frühere Bereiche gesell-
schaftlicher Selbstregulierung sind — nicht zuletzt aus Gründen der 
Sozialstaatlichkeit — zu Staats- oder Gemeinschaftsaufgaben  von Staat 
und Gesellschaft geworden12. Damit entfielen die historisch bedingten 
Voraussetzungen des Trennungsdogmas im sozialen Staat der Gegen-
wart 1 3 . 

In dem heutigen „politischen Gemeinwesen"14, der „res publica"16 , 
einem „Gesamtverband", ist der Staat — verstanden als der der kon-
stituierten Gewalten16 — nicht mehr Gegenpol der Gesellschaft17. Die 
theoretische Verabschiedung des liberalistischen Modells erfordert  eine 

8 H. Ehmke,  ZfP 1954, S. 337 (346). 
9 So K.  Hesse, Grundzüge, S. 8 f. 
1 0 Dazu näher unten unter I I . 1. und 2. 
1 1 G. Leibholz,  Gesellschaftsordnung, S. 329 f.; K.  Hesse, Grundzüge, S. 9; 

H. Ehmke,  „Staat" und „Gesellschaft", S. 44. 
1 2 s. dazu die Darstel lung unter dem Gesichtspunkt der Leistungsgemein-

schaft bei P. Häberle,  W D S t R L 30 (1972), 44 (55 ff.). 
18 K . Hesse, Grundzüge, S. 8. 
14 H. Ehmke,  „Staat" und „Gesellschaft", S. 44; P. Häberle,  ZfP 1965, 

S. 381 f., 385 f., 390 ff.;  K.  Hesse, Grundzüge, S. 9, 11 passim. 
1 6 P. Häberle,  ZfP 1965, S. 389: materialer Zusammenhang von Republik, 

res publ ika und öffentlichem Gemeinwesen; ders.,  Öffentlichkeit,  S. 5, 6 
passim; A. Rinken,  Das öffentl iche  als verfassungstheoretisches  Problem, 
1971, S. 243 ff. 

16 K . Hesse, Grundzüge, S. 9 f. 
1 7 Anders: J. H. Kaiser,  Die Repräsentation organisierter Interessen, 

S. 338 f. passim. 



Problemstellung 

Konturierung des Bereichs des öffentlichen 18, in dem Staat und Ge-
sellschaft in der res publica vermittelt sind. Die hier stattfindende um-
fassende Prozeß der politischen Willensbildung des Volkes w i rd durch 
die Tätigkeiten der Parteien wesentlich geprägt. Sie nehmen — vom 
politischen Gemeinwesen her gedacht — „ in der Staats- und Verfas-
sungstheorie eine Zentralstellung ein"19 . Grundlegend für die Wahrneh-
mung ihrer Funktionen ist eine funktionierende innerparteiliche De-
mokratie. 

Defizitäre Formen innerparteilicher Demokratie sind u. a. Ursache 
des vielzitierten allgemeinen Demokratiedefizits 20. Die wirklichkeits-
orientierte juristische Behandlung dieser Fragen hat auch auf die sozio-
psychologischen Zusammenhänge zurückzugreifen,  z. B. das Oligarchie-
und mi t ihm zusammenhängend das Apathieproblem oder die verbrei-
tete Vernachlässigung formaler  Grundlagen des demokratischen Pro-
zesses, die oft in naive „Arroganz der Ohnmacht" umschlägt, was 
letztlich einem Verzicht auf die Chance politischer Einflußnahme 
gleichkommt21. 

Einzelprobleme finden sich in allen Phasen des politischen Prozesses, 
denn „die politischen Parteien haben die Führung in den repräsentati-
ven Versammlungen übernommen. Zugleich aber sehen sie sich ge-
nötigt, möglichst starke und verzweigte Wurzeln in der Gesellschaft 
selber zu schlagen"22. Diese Expansion der Parteien, verbunden mi t 
ihrem aus dem Parteienwettbewerb resultierenden Bestreben nach 
Integration möglichst vieler Bürger läßt die Probleme der innerpartei-
lichen Demokratie weit über  die  Parteiinterna  hinaus 23 wachsen. Ihre 
Lösung ist maßgebend für die demokratische Ausrichtung des Gemein-
wesens schlechthin. „Die Schwächen der Parteien werden zur Schwäche 
des politischen Systems24." Oder positiv gewendet: die Demokratie in 
der res publica kann nur dann realisiert werden, „wenn die inner-
parteiliche Demokratie in Ordnung ist bzw. gebracht w i rd " 2 5 ! So ist die 

1 8 s. dazu unten unter I I . 1. a). 
19 H. Ehmke,  „Staat" und „Gesellschaft", S. 46 ff. 
20 E. Fraenkel,  Deutschland und die westlichen Demokratien, S. 119: „Der 

Bestand der Demokratie i m Staat hängt ab von der Pflege der Demokratie i n 
den Parteien." Ders.:  Die repräsentative und die plebiszitäre Komponente i n 
dem Verfassungsstaat,  S. 58. 

2 1 U. Thaysen,  ZParl. 1970, S. 198. 
2 2 D. Sternberger,  Nicht alle Staatsgewalt geht vom Volke aus, S. 119. 
2 3 G. Dux,  DVB1. 1966, 553 (554): „Die sog. internen Angelegenheiten der 

Parteien sind von entscheidender externer Bedeutung. Ihre freiheitl iche 
Ordnung ist das Kernstück der freiheitl ichen Ordnung des Staates selbst." 

2 4 T. Eschenburg,  Probleme der modernen Parteifinanzierung,  S. 46; ähn-
l ich H. Bilstein  /  R. Lange, Politische Wil lensbi ldung i m Parteienstaat, S. 10. 

25 H. Bilstein/H.  Hohlbein  /  H.-U.  Klose,  Jungsozialisten — Junge Union 
— Jungdemokraten, S. 15; ähnlich O. K . Flechtheim,  Die Parteien i n der 


